
 „Ich beschäftige mich nicht mit dem, was getan worden ist. Mich interessiert, was getan werden muss.“ 

Marie Curie (1867-1934), polnisch-französische Physikerin und Chemikerin 

 

„Lernen ist wie Rudern gegen den Strom. Hört man damit auf, treibt man zurück.“ 
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1 Zweites Familienentlastungsgesetz   

Am 29.7.2020 legte das Bundeskabinett einen Entwurf für das „Zweite Familienentlastungsgesetz“ vor. 

Zentrale Elemente sind eine Erhöhung des Kindergelds sowie die Anhebung des Grundfreibetrags. Ziel des 

Gesetzes ist die Verbesserung der Familienleistungen, ein gestiegenes Existenzminimum für 

Steuerpflichtige und deren Kinder sowie der Ausgleich der kalten Progression.  

Durch das Gesetz erhöht sich das Kindergeld ab dem 1.1.2021 um jeweils 15 € im Monat auf 219 € für 

das erste und zweite Kind, 225 € für das dritte Kind und 250 € für jedes weitere Kind. Der Kinder- und der 

Betreuungsfreibetrag steigen gleichmäßig jeweils um 144 € im Jahr für jeden Elternteil von 2.586 € auf 

2.730 €. Der Betreuungsfreibetrag erhöht sich von 1.320 € auf 1.464 €. Die zur steuerlichen Freistellung 

des Kinderexistenzminimums dienenden Freibeträge steigen auf insgesamt 8.388 € für jedes 

berücksichtigungsfähige Kind.  

Der Grundfreibetrag sowie der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhaltsleistungen steigen in Stufen. So 

erfolgt jeweils eine Anhebung um 288 € im Veranlagungszeitraum (VZ) 2021 auf 9.696 € und im VZ 2022 

auf 9.984 €.  

Zum Ausgleich der kalten Progression sieht der Gesetzesentwurf vor, die übrigen Eckwerte des 

Einkommensteuertarifs für die VZ 2021 und 2022 anzupassen. Somit wäre z. B. der Spitzensteuersatz von 

45 % erst ab einem zu versteuernden Einkommen von 274.613 € (VZ 2021) bzw. 278.732 € (VZ 2022) zu 

zahlen.  

2 TERMINSACHE: Aufrüstung der Kassensysteme mit einer „Technischen 

Sicherheitseinrichtung“ (TSE) 

Mit dem sog. „Kassengesetz“ wurde zum 1.1.2020 die Pflicht zum Schutz von elektronischen 

Aufzeichnungen von Kasseneinnahmen durch eine „Technische Sicherheitseinrichtung“ (TSE) eingeführt. 

Mit Schreiben vom 6.11.2019 stellte das Bundesfinanzministerium (BMF) klar, dass es nicht beanstandet 

werden soll, wenn diese elektronischen Aufzeichnungssysteme längstens bis zum 30.9.2020 noch nicht 

über eine TSE verfügen.  

Nunmehr hat die Mehrheit der Länder diese Übergangsfrist bis zum 31.3.2021 – ohne Zustimmung des 

BMF – verlängert. Als Begründung wird die (Über-)Belastung der betroffenen Unternehmen durch die 

Corona-Pandemie sowie die Umsatzsteuer-Umstellung zum 1.7.2020 genannt. Zudem sollen bisher noch 

keine cloud-basierten TSE-Lösungen zertifiziert worden sein, sodass es Unternehmen, welche sich für eine 

solche Lösung entschieden haben, voraussichtlich nicht möglich sein wird, ihr Kassensystem bis zum 

30.9.2020 mit einer TSE auszurüsten. Die Übergangsfrist bis 31.3.2021 ist länderspezifisch ausgestaltet. 

So regelt das Land Niedersachsen z. B. die Voraussetzungen wie folgt: 

• Bis spätestens 31.8.2020 muss ein Kassenfachhändler, Kassenhersteller oder anderer 

Dienstleister im Kassenbereich mit dem fristgerechten Einbau einer TSE beauftragt worden sein. 

Dieser muss schriftlich versichern, dass der Einbau bis zum 30.9.2020 nicht möglich ist und eine 

verbindliche Aussage vorlegen, bis wann das Aufzeichnungssystem mit einer TSE ausgestattet 

sein wird (spätestens bis zum 31.3.2021). 

• Bei einem geplanten Einsatz einer cloud-basierten TSE müssen Unternehmen spätestens bis zum 

31.8.2020 den fristgerechten Einsatz beauftragt haben und durch geeignete Unterlagen 

dokumentieren können, dass diese mangels Verfügbarkeit bis zum 30.9.2020 noch nicht 

einsatzbereit ist. Die Implementierung ist spätestens bis zum 31.3.2021 abzuschließen. 
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Bitte beachten! Die betroffenen Steuerpflichtigen müssen damit rechnen, dass eine nicht ordnungsgemäße 

Nutzung des Systems als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße geahndet werden kann. Im Idealfall 

sollte also dafür gesorgt werden, dass die TSE bis zum 30.9.2020 eingebaut und betriebsbereit ist! 

3 Rückwirkende Erhöhung der Innovationsprämie  

Die Bundesregierung beschloss im Rahmen des Konjunkturpaketes zur Abfederung der Corona-Krise eine 

Innovationsprämie für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge sowie Plug-in-Hybridmodelle, bei dem 

der Förderanteil des Staates verdoppelt wird. Die zusätzliche Förderung gilt rückwirkend ab dem 3.6.2020 

und ist bis zum 31.12.2021 befristet. Sie setzt sich zu zwei Dritteln aus Bundesmitteln und zu einem Drittel 

aus einem Eigenanteil der Fahrzeughersteller zusammen.  

Von der Innovationsprämie profitieren Käufer von Elektro-Neufahrzeugen, die nach dem 3.6.2020 

zugelassen wurden und Elektro-Gebrauchtwagen, die erstmalig nach dem 4.11.2019 oder später 

zugelassen wurden und deren Zweitzulassung nach dem 3.6.2020 erfolgt ist. Für Gebrauchtfahrzeuge 

gelten die Fördersätze für einen Nettolistenpreis von über 40.000 €, auch wenn der ursprüngliche 

Kaufpreis weniger als 40.000 € betrug. 

Für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge bis zu einem Nettolistenpreis von 40.000 € ergibt sich 

eine Förderung von bis zu 9.000 € (6.000 € aus Bundesmitteln und 3.000 € als Eigenanteil des 

Herstellers). Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge dieser Preiskategorie werden mit insgesamt 6.750 € gefördert 

(4.500 € aus Bundesmitteln und 2.250 € als Eigenanteil des Herstellers). Liegt der Nettolistenpreis bei 

über 40.000 €, ergibt sich für Batterieelektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge eine Förderung von 7.500 € 

(5.000 € aus Bundesmitteln plus 2.500 € als Eigenanteil des Herstellers). Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge dieser 

Preisklasse werden mit insgesamt 5.625 € gefördert (3.750 € aus Bundesmitteln plus 1.875 € als 

Eigenanteil des Herstellers). 

Die Innovationsprämie kann beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) beantragt 

werden. Der Antrag sowie weitere Informationen sind auf der Webseite des BAFA zu finden.  

4 Wiedereinführung der degressiven Abschreibung 

Zum 1.1.2020 führte der Gesetzgeber die degressive Abschreibung wieder ein. Danach kann der 

Steuerpflichtige bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die nach dem 31.12.2019 und 

vor dem 1.1.2022 angeschafft oder hergestellt worden sind, statt der Absetzung für Abnutzung (AfA) in 

gleichen Jahresbeträgen (lineare AfA) die Abschreibung in fallenden Jahresbeträgen (degressive AfA) 

bemessen. Begünstigt sind nicht nur neue, sondern auch gebrauchte Wirtschaftsgüter. 

Die degressive AfA kann nach einem unveränderlichen Prozentsatz vom jeweiligen Restwert vorgenommen 

werden. Der dabei anzuwendende Prozentsatz darf höchstens das Zweieinhalbfache des bei der AfA in 

gleichen Jahresbeträgen in Betracht kommenden Prozentsatzes betragen und 25 % nicht übersteigen.  

Beispiel: Eine Maschine, deren betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 10 Jahre beträgt, wurde am 2.1.2020 

für 50.000 € angeschafft. Wegen des hohen Verschleißes in den ersten Jahren soll sie degressiv 

abgeschrieben werden. Die AfA beträgt im Erstjahr 2020 das 2,5-fache der linearen AfA (linear bei 10 

Jahren = 10 %), also 25 % der Anschaffungskosten von 50.000 € = 12.500 €. Der Restbuchwert der 

Anlage beträgt zum 31.12.2020 37.500 €. Für das Jahr 2021 beträgt die degressive AfA dann (25 % des 

Restbuchwerts von 37.500 € =) 9.375 €. In den Folgejahren wird immer vom jeweiligen Restbuchwert 

des Vorjahrs – im Beispielsfall von 28.125 € – ausgegangen. 
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Bitte beachten! Wird die Maschine nicht im Januar, sondern z. B. im September 2020 angeschafft, kann 

nur der anteilige Jahres-AfA-Betrag für die degressive AfA im Jahr der Anschaffung bzw. Herstellung 

geltend gemacht werden.  

Nachdem es bei der Fortführung der degressiven AfA zu keiner Abschreibung auf 0 € kommen kann, wird 

in der Praxis regelmäßig in dem Jahr zur linearen AfA übergegangen, von dem ab die lineare 

Restwertabschreibung größer ist als die degressive Abschreibung. Die degressive AfA kann nicht bei der 

Erzielung von Überschusseinkünften, z. B. den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, verwendet 

werden.  

Liegen für ein bewegliches Wirtschaftsgut auch die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme von 

Sonderabschreibungen vor, können diese neben der degressiven AfA in Anspruch genommen werden. Des 

Weiteren kann für das Wirtschaftsgut – unter weiteren Voraussetzungen – ein Investitionsabzugsbetrag in 

Anspruch genommen werden. 

5 Anwendung des begünstigten Steuersatzes bei Restaurations- und 

Verpflegungsdienstleistungen 

Im Rahmen der Einführung von Maßnahmen zur Entlastung von betroffenen Unternehmen durch die 

Corona-Krise wurden insbesondere Maßnahmen zur Unterstützung des Gastronomiegewerbes eingeleitet. 

Dazu gehört auch die Senkung der Steuersätze von 19 % auf 16 % und von 7 % auf 5 % ab dem 1.7.2020 

bis 31.12.2020 als Leistungsdatum. 

Bei den Restaurations- und Verpflegungsdienstleistungen gilt der ermäßigte Steuersatz von 5 % für 

sämtliche Speisen. Für Getränke gilt der gesenkte Steuersatz in Höhe von 16 %. Zur korrekten Abführung 

der Umsatzsteuer an das Finanzamt bei sog. „Kombiangeboten“ wie z. B. Büffet oder All-inclusive-

Angeboten hat daher eine Aufteilung in Speisen und Getränke zu erfolgen.  

Das Bundesfinanzministerium lässt mit Schreiben vom 2.7.2020 für die Praxis eine Erleichterung zu. So 

kann beim zu versteuernden Anteil des Getränkes aus dem Gesamtpreis von einem pauschalen Ansatz von 

30 % ausgegangen werden.  

Beispiel: Büffetpreis brutto 15 € in der Zeit vom 1.7. bis 31.12.2020 

pauschaler Anteil Getränke 30 % = 4,50 €; USt-Anteil (4,50 € / 116 x 16 =) 0,62 € 

pauschaler Anteil Speisen 70 % = 10,50 €; USt-Anteil (10,50 € / 105 x 5 =) 0,50 € 

Eine ähnliche Regelung wurde auch für den Bereich der kurzfristigen Vermietung geschaffen. Auch hier 

kann zur Vereinfachung von einem pauschalen Anteil ausgegangen werden, wenn Pauschalangebote nicht 

begünstigte Leistungen enthalten wie z. B. ein Frühstück. Hier beträgt die Pauschale jetzt 15 % (statt 20 %) 

vom Gesamtpreis.  

6 Beendigung der Tätigkeit im Homeoffice 

Die Verlagerung der Arbeit in das Homeoffice ist nur mit wechselseitigem Einverständnis zwischen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer möglich. Zwar fällt die Festlegung des Arbeitsortes unter das 

Weisungsrecht des Arbeitgebers, doch gilt dies nicht für das Homeoffice.  

In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, wie die Rückkehr aus dem Homeoffice zu behandeln 

ist. Haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein Arbeiten im Homeoffice vereinbart, kann ein einseitiger 

Widerruf der Vereinbarung nichtig sein. Verlangt z. B. der Arbeitgeber einseitig, dass ein Arbeitnehmer die 

Tätigkeit im Homeoffice aufgibt, kann der Arbeitnehmer die Rückkehr in die Betriebsstätte u. U. 
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verweigern, etwa, wenn es als eine „unangemessene Benachteiligung“ und somit als Verstoß gegen das 

„gesetzliche Leitbild des Weisungsrechts“ aufgefasst werden kann.  

Gibt es keine Vereinbarung für das Arbeiten im Homeoffice, kommt das Bundesarbeitsgericht in einem 

Urteil vom 17.1.2006 zu dem Schluss, dass das Homeoffice nur einer von mehreren möglichen 

Einsatzorten des Arbeitnehmers ist. Die Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass dem Arbeitnehmer über 

einen längeren Zeitraum aus mehreren vertraglich möglichen Einsatzorten nur einer zugewiesen wurde.  

Ein genereller Anspruch auf Homeoffice besteht auf Grundlage der aktuellen Rechtsprechung nicht. Ein 

gesetzlicher Anspruch besteht nur für behinderte Arbeitnehmer, wenn eine leidensgerechte Beschäftigung 

lediglich im Hause des Arbeitnehmers möglich ist. 

7 Einführung der Grundrente zum 1.1.2021 

Am 3.7.2020 hat der Bundesrat der Grundrente zugestimmt, sie wird nun zum 1.1.2021 eingeführt. 

Voraussetzung für den Anspruch auf Grundrente sind mindestens 33 Jahre sozialversicherungspflichtige 

Tätigkeit, die unterdurchschnittlich vergütet wurde. Berücksichtigung finden auch Kindererziehungs- und 

Pflegezeiten. 

Die Höhe des Zuschlags der Grundrente bemisst sich an den erworbenen Entgeltpunkten. Der Durchschnitt 

aller erworbenen Entgeltpunkte muss zwischen 30 % und 80 % des Durchschnittsverdienstes liegen.  

Anmerkung: Eine Beantragung der Grundrente ist nicht erforderlich. Sie wird durch eine automatisierte 

Einkommensprüfung gewährt. 

8 Rückkehr aus einem Corona-Virus-Risikogebiet 

Trotz der Reisewarnungen des Auswärtigen Amtes aufgrund der Corona-Pandemie verbringen viele den 

Urlaub in ihrem Wunschland. Viele Unternehmen sehen es jedoch nicht gern, wenn die Mitarbeiter ihren 

Urlaub in einem sog. Risikoland buchen. Grundsätzlich hat der Arbeitgeber jedoch keinen Einfluss auf die 

Urlaubsplanung des Reiselandes seiner Arbeitnehmer. Der Arbeitnehmer ist jedoch verpflichtet mitzuteilen, 

ob er sich in den letzten 14 Tagen in einem Corona-Risiko-Gebiet aufgehalten hat und ob er Kontakt zu 

jemandem hatte, der unter Infektionsverdacht steht oder bei dem eine Corona-Infektion nachgewiesen 

wurde.  

In einem solchen Fall kann der Arbeitgeber verlangen, dass sich der Urlaubsrückkehrer – auch ohne 

Corona-Symptome – untersuchen lässt, bevor er an seinen Arbeitsplatz zurückkehrt. 

Bitte beachten! Abhängig von den Regelungen der einzelnen Bundesländer müssen Rückkehrer aus 

Risikogebieten zunächst 14 Tage in häusliche Quarantäne. Die genauen Regelungen finden sie in den 

Corona-Verordnungen der jeweiligen Bundesländer. 

Für die betriebliche Praxis empfiehlt es sich, Regelungen für einen Rückkehr-Prozess festzulegen. Hier 

könnte z. B. der Arbeitnehmer in einem Rückkehr-Formular erklären, ob und in welchem Risikogebiet er sich 

während seines Urlaubs aufgehalten hat. 

Einem Arbeitnehmer, der wissentlich in ein Land reist, für das eine Reisewarnung besteht, ist bekannt, 

dass er sich nach der Rückkehr in Quarantäne begeben muss. Für die Quarantänezeit sollte der 

Arbeitnehmer sicherstellen, dass er seine Arbeitsleistung auch erbringen kann, z. B. im Homeoffice. Ist das 

nicht der Fall und er fällt durch eine selbstverschuldete Quarantäne aus, kann er seinen 

Lohnfortzahlungsanspruch verlieren. 
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Anmerkung: Wird das Urlaubsland erst nach dem Reiseantritt wieder zum Risikogebiet erklärt, hat der 

Arbeitnehmer mit seiner Reise nicht schuldhaft gehandelt und hätte für einen vorübergehenden Zeitraum 

einen Lohnfortzahlungsanspruch. 

9 Kündigung während der Kurzarbeit nicht ausgeschlossen 

Wird in einem Unternehmen Kurzarbeit geleistet, so spricht dies dafür, dass die Betriebsparteien nur von 

einem vorübergehenden Arbeitsmangel und nicht von einem dauerhaft gesunkenen Beschäftigungsbedarf 

ausgehen. Entfällt die Beschäftigungsmöglichkeit für einzelne von der Kurzarbeit betroffene Arbeitnehmer 

aufgrund später eingetretener Umstände oder veränderter wirtschaftlicher und/oder organisatorischer 

Rahmenbedingungen auf Dauer, so kann trotz der Kurzarbeit ein dringendes betriebliches Erfordernis für 

eine Kündigung bestehen.  

An die Begründung einer betriebsbedingten Kündigung werden hier hohe Anforderungen gestellt. So kann 

ein dringendes betriebliches Kündigungserfordernis regelmäßig erst dann angenommen werden, wenn der 

Arbeitgeber die Möglichkeit zur Arbeitszeitreduzierung voll ausgeschöpft hat und gleichwohl noch ein 

Beschäftigungsüberhang besteht.  

Ein Rückgang des Arbeitskräftebedarfs kann sich aber auch daraus ergeben, dass sich eine im Betrieb 

tatsächlich umgesetzte unternehmerische Organisationsentscheidung auf die Anzahl der verbliebenen 

Arbeitsplätze auswirkt. Unternehmerische Entscheidungen sind von den Gerichten nicht auf ihre sachliche 

Rechtfertigung oder Zweckmäßigkeit hin zu überprüfen, sondern nur darauf, ob sie offensichtlich 

unsachlich, unvernünftig oder willkürlich sind. Nachzuprüfen ist aber, ob die fragliche Entscheidung 

tatsächlich umgesetzt wurde und dadurch das Beschäftigungsbedürfnis für einzelne Arbeitnehmer entfallen 

ist. 

10 Neuregelungen der EU-Entsenderichtlinie 

Arbeitnehmer, die nach Deutschland entsendet werden, verdienen häufig weniger als ihre einheimischen 

Kollegen. Mit dem Inkrafttreten der Neuregelungen im EU-Entsendegesetz soll sich das ändern.  

Das Gesetz zur Umsetzung der geänderten EU-Entsenderichtlinie soll dafür sorgen, dass es den gleichen 

Lohn für die gleiche Arbeit am gleichen Ort gibt und dass ausländische Arbeitnehmer künftig stärker als 

bislang von den in Deutschland geltenden Arbeitsbedingungen profitieren. Hier die Neuregelungen im 

Überblick: 

• Entsandte Arbeitnehmer haben nicht mehr nur Anspruch auf den Mindestlohn, sondern auch auf 

den Tariflohn aus allgemeinverbindlichen Tarifverträgen. 

• Arbeitnehmer aus dem Ausland erhalten künftig Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie Schmutz- 

und Gefahrenzulagen, sofern diese allgemein gezahlt werden. 

• Zahlt der Arbeitgeber seinen Beschäftigten eine Zulage für Reise-, Unterbringungs- und 

Verpflegungskosten, darf dieser Betrag nicht auf den Mindestlohn angerechnet werden. 

• Der Arbeitgeber zahlt die Reisekosten, wenn er entsandte Arbeitnehmer im Inland dienstlich auf 

Reisen schickt. 

• Künftig gelten für Beschäftigte aus dem Ausland nach zwölf Monaten grundsätzlich alle in 

Deutschland vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen. Eine Fristverlängerung um sechs Monate kann 

jedoch in begründeten Ausnahmefällen beantragt werden. 

• Der Straßenverkehrssektor ist von den Änderungen ausgenommen, sodass die geplanten 

Regelungen nicht für Fernfahrer gelten. 
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Anmerkung: Die Neuregelung ist am 30.7.2020 in Kraft getreten.  

11 Rückforderung einer Schenkung wegen Elternunterhalt 

Soweit der Schenker nach der Vollziehung der Schenkung außerstande ist u. a. seinen angemessenen 

Unterhalt zu bestreiten, kann er von dem Beschenkten die Herausgabe des Geschenkes fordern. 

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall zahlte ein Sozialhilfeträger Sozialhilfeleistungen 

für eine pflegebedürftige Frau, die vollstationär in einem Seniorenheim untergebracht war. Nach dem Tod 

der Frau verlangte der Sozialhilfeträger vom Sohn die Rückzahlung der gezahlten Leistungen.  

Der Sohn bewohnte eine Eigentumswohnung, die er schenkweise an seine Tochter übergab. Er behielt sich 

allerdings ein lebenslanges Nießbrauchsrecht vor. Zwischen dem Sozialhilfeträger und dem Sohn war nun 

vor allem strittig, ob für die Rückzahlung der Sozialhilfeleistungen verlangt werden kann, dass die 

Schenkung an die Tochter aufgrund der oben aufgeführten Regelung zurückgefordert wird. 

Die BGH-Richter entschieden, dass der Sohn die verschenkte Eigentumswohnung nicht zurückverlangen 

muss. Ein unterhaltspflichtiges Kind, welches seine selbst bewohnte Immobilie unter Vorbehalt eines 

Nießbrauchsrechts verschenkt, benötigt die Immobilie in gleicher Weise, wie wenn es noch Eigentümer 

geblieben wäre. 

12 Verlängerung der Überbrückungshilfe und des Kurzarbeitergeldes 

Die Bundesregierung hat sich auf Maßnahmen geeinigt, die den Betroffenen der Corona-Pandemie weiter 

unter die Arme greifen sollen. So wird die Inanspruchnahme von Überbrückungshilfen bis zum 31.12.2020 

verlängert. Nach Informationen der Bundessteuerberaterkammer wird das derzeitige Programm für die 

Fördermonate Juli bis August 2020 unverändert weitergeführt; die Anträge waren bis spätestens 

30.9.2020 zu stellen. Anträge für die Fördermonate September bis Dezember 2020 sind voraussichtlich ab 

Oktober möglich. 

Die Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes wird für Betriebe, die bis zum 31.12.2020 Kurzarbeit eingeführt 

haben, auf bis zu 24 Monate verlängert (also längstens bis zum 31.12.2021). Mit dem „Sozialschutzpaket 

II“ wurde bereits eine befristete Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, das u. a. von der Dauer der Kurzarbeit 

abhängig ist, eingeführt. Regulär beträgt das Kurzarbeitergeld 60 % und für Eltern 67 % des Lohnausfalls. 

Nunmehr wird ab dem 4. Monat des Bezugs das Kurzarbeitergeld für kinderlose Beschäftigte, die derzeit 

um mindestens 50 % weniger arbeiten, auf 70 % und ab dem 7. Monat auf 80 % des Lohnausfalls erhöht. 

Beschäftigte mit Kindern erhalten ab dem 4. Monat des Bezugs 77 % und ab dem 7. Monat 87 %. Diese 

Erhöhungen gelten bis 31.12.2021 für alle, deren Anspruch auf Kurzarbeitergeld bis zum 31.3.2021 

entstanden ist. 

13 Jahressteuergesetz 2020 in Planung 

Mit dem sog. Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) will die Bundesregierung notwendige Anpassungen an 

EU-Recht und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sowie des Bundesfinanzhofs vornehmen. 

Aufgegriffen wurden aber auch neue Regelungen. Nachfolgend sollen zunächst die für die Steuerpflichtigen 

wichtigsten Änderungen aufgezeigt werden. 

Neuregelung des Investitionsabzugsbetrags: Die Planungen sehen vor, den Investitionsabzugsbetrag von 

40 % auf 50 % anzuheben. Investitionsabzugsbeträge und Sonderabschreibungen sollen künftig auch für 

vermietete begünstigte Wirtschaftsgüter uneingeschränkt gelten. Das gilt unabhängig von der Dauer der 

jeweiligen Vermietung. Somit sind künftig - im Gegensatz zur bisherigen Regelung - auch längerfristige 

Vermietungen für mehr als drei Monate unschädlich. Bislang gelten für die einzelnen Einkunftsarten 
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unterschiedliche Betriebsgrößenmerkmale, die für die Inanspruchnahme des Investitionsabzugsbetrags 

nicht überschritten werden dürfen. Künftig soll für alle Einkunftsarten eine einheitliche Gewinngrenze i. H. v. 

150.000 € für die Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen gelten. Anmerkung: Diese Änderung 

gilt gleichermaßen auch für die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen von bis zu 20 %. 

Insbesondere im Rahmen von Betriebsprüfungen wurde die „nachträgliche“ Beantragung des 

Investitionsabzugs in Anspruch genommen, um festgestellte Mehrergebnisse auch noch nach Anschaffung 

eines Wirtschaftsguts zu kompensieren. Eine Neuregelung verhindert die Verwendung von 

Investitionsabzugsbeträgen für Investitionen, die zum Zeitpunkt der Geltendmachung bereits angeschafft 

oder hergestellt wurden. In Zukunft soll sichergestellt werden, dass der Investitionsabzugsbetrag nur 

demjenigen gewährt wird, der auch tatsächlich Investitionen tätigt. So kann er auch nur für Investitionen 

eines Mitunternehmers in seinem Sonderbetriebsvermögen verwendet werden. Die Neuregelungen zum 

Investitionsabzugsbetrag und der Sonderabschreibung sollen bereits in nach dem 31.12.2019 endenden 

Wirtschaftsjahren gelten. 

Steuerbegünstigte Zusatzleistungen des Arbeitgebers: Mit einer neuen Regelung soll für das gesamte 

Einkommensteuergesetz klargestellt werden, dass nur Zusatzleistungen des Arbeitgebers – also 

Leistungen, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden – steuerbegünstigt sind. 

Leistungen werden nur dann „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ erbracht, wenn  

• die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet,  

• der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt,  

• die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer bereits vereinbarten 

künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und  

• bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird.  

Hier hatte der Bundesfinanzhof mit Urteilen vom 1.8.2019 eine andere Auffassung vertreten. Die 

Neuregelung ist erstmals auf Leistungen, die in einem nach dem 31.12.2019 endenden 

Lohnzahlungszeitraum zugewendet werden, zu gebrauchen. 

Steuerfreie Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld: Durch das Corona-Steuerhilfegesetz wurde eine begrenzte 

und befristete Steuerbefreiung für Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld eingeführt. Die 

Befristung wird durch das JStG 2020 um ein Jahr verlängert. Die Steuerfreiheit gilt damit für 

Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 beginnen und vor dem 1.1.2022 enden. 

Verbilligte Wohnungsüberlassung: Bei einer verbilligten Überlassung einer Wohnung zu weniger als 66 % 

der ortsüblichen Miete ist eine generelle Aufteilung der Nutzungsüberlassung in einen entgeltlich und einen 

unentgeltlich vermieteten Teil vorzunehmen, wobei nur die auf den entgeltlich vermieteten Teil der 

Wohnung entfallenden Werbungskosten von den Mieteinnahmen abgezogen werden können. Mit einer 

Änderung im Einkommensteuergesetz wird die Grenze für die generelle Aufteilung der 

Wohnraumüberlassung ab dem Veranlagungszeitraum 2021 in einen entgeltlich und in einen unentgeltlich 

vermieteten Teil auf 50 % der ortsüblichen Miete herabgesetzt. Beträgt das Entgelt 50 % und mehr, jedoch 

weniger als 66 % der ortsüblichen Miete, ist eine sog. Totalüberschussprognoseprüfung vorzunehmen. Fällt 

diese Prüfung positiv aus, wird Einkunftserzielungsabsicht angenommen und der volle 

Werbungskostenabzug gewährt. Bei einem negativen Ergebnis ist von einer Einkunftserzielungsabsicht nur 

für den entgeltlich vermieteten Teil auszugehen, für den die Werbungskosten auch nur anteilig abgezogen 

werden können. Weitere Änderungen sind bei der Umsetzung des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets und 

die Konkretisierung zur Rückwirkung einer Rechnungskorrektur geplant. Bitte beachten: Diese 

Informationen wurden dem „Regierungsentwurf des JStG 2020“ entnommen. Bis zur Verabschiedung des 

Gesetzes können und werden sich vermutlich noch Änderungen ergeben. Über die einzelnen 

Neuregelungen informieren wir Sie, sobald das Gesetzespaket verabschiedet wurde und sie in Kraft treten.  
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14 Fortführung der Tätigkeit trotz Veräußerung der freiberuflichen Praxis 

Bei der Veräußerung einer Praxis aus einer selbstständigen Tätigkeit entsteht i.d.R. ein steuerlich zu 

berücksichtigender Veräußerungsgewinn. Damit dieser auch steuerbegünstigt behandelt wird, müssen die 

bisherige Tätigkeit für eine gewisse Zeit in dem örtlichen Bereich eingestellt sowie die wesentlichen 

Betriebsgrundlagen veräußert werden. Dazu gehören auch die immateriellen Wirtschaftsgüter, wie z. B. ein 

Mandanten- oder Patientenstamm und der Praxiswert. 

Unschädlich für eine steuerbegünstigte Veräußerung ist, wenn zwar die eigentliche Praxis veräußert 

wurde, die bisherige Tätigkeit aber geringfügig von dem Veräußerer weitergeführt wird. Dies gilt jedoch 

nur, solange die darauf entfallenden Umsätze in den letzten drei Jahren weniger als 10 % der gesamten 

Einnahmen ausmachen. Die Finanzverwaltung ging bisher davon aus, dass die Hinzugewinnung neuer 

Mandate im Rahmen der geringfügigen Tätigkeit einen schädlichen Vorgang bei der begünstigten 

Praxisveräußerung darstellt. Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seinem Urteil vom 11.2.2020 

schadet das Ausnutzen alter Beziehungen, um neue Mandate hinzuzugewinnen, nicht dem Vorgang der 

steuerbegünstigten Veräußerung, solange der geringfügige Umfang nicht überschritten wird. Dem hat sich 

nunmehr die Finanzverwaltung mit Schreiben vom 14.5.2020 angeschlossen. 

15 Steuerliche Behandlung der Implementierung einer TSE bei 

Kassensystemen 

Das sog. „Kassengesetz“ verpflichtet zum Schutz von elektronischen Aufzeichnungen von 

Kasseneinnahmen zu einer „Technischen Sicherheitseinrichtung“ (TSE). Eine TSE besteht i. d. R. aus einem 

Sicherheitsmodul, einem Speichermedium und einer einheitlichen digitalen Schnittstelle.  

Die TSE ist zwar ein selbstständiges Wirtschaftsgut, es ist allerdings nicht selbstständig nutzbar. Die 

Aufwendungen für die Anschaffung der Hardware sind über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 3 

Jahren abzuschreiben. Ein Sofortabzug oder die Bildung eines Sammelpostens ist nicht zulässig.  

Bei einer TSE, die als Hardwarelösung in ein bestehendes Wirtschaftsgut eingebaut wird, sind die 

Aufwendungen für die Sicherheitseinrichtung als nachträgliche Anschaffungskosten des jeweiligen 

Wirtschaftsguts zu berücksichtigen und über dessen Restnutzungsdauer abzuschreiben.  

Entgelte für eine cloudbasierte TSE, die monatlich zu zahlen sind, können sofort als Betriebsausgaben 

abgezogen werden. Die Aufwendungen für die Implementierung der einheitlichen digitalen Schnittstelle, 

die die TSE an ein elektronisches Aufzeichnungssystem sowie an die Finanzverwaltung für Kassensysteme 

anbindet, gelten als Anschaffungsnebenkosten des Wirtschaftsguts „TSE“. 

Vereinfachungsregelung: Mit Schreiben vom 21.8.2020 akzeptiert die Finanzverwaltung, dass Kosten für 

die erstmalige Ausrüstung bestehender Kassen oder Kassensysteme mit einer TSE sowie die erstmalige 

Implementierung einer einheitlichen digitalen Schnittstelle in voller Höhe als Betriebsausgaben abgezogen 

werden können.  

16 Kommission empfiehlt schrittweise Anhebung des Mindestlohns 

Laut einer Empfehlung der Mindestlohnkommission vom 1.7.2020 soll der gesetzliche Mindestlohn in 

mehreren Stufen angehoben werden. Seit dem 1.1.2020 liegt dieser bei 9,35 € brutto. In den nächsten 

Stufen steigt der Mindestlohn zum 1.1.2021 auf 9,50 €, zum 1.7.2021 auf 9,60 € und zum 1.1.2022 auf 

9,82 €. Ab dem 1.7.2022 soll er dann 10,45 € brutto betragen.  

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 18 Jahre. Unter 

bestimmten Voraussetzungen haben auch Praktikantinnen und Praktikanten Anspruch auf Mindestlohn. 

Ausgenommen vom Erhalt des Mindestlohns sind z. B. Auszubildende, ehrenamtlich Tätige, 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Maßnahme der Arbeitsförderung und Angestellte mit 

Branchentarifverträgen.  

Besondere Beachtung kommt hier den geringfügig Beschäftigten, den sog. Minijobbern, zu. Bei Verträgen 

mit Minijobbern sollte überprüft werden, ob durch den Mindestlohn die Geringfügigkeitsgrenze von 450 € 

pro Monat überschritten wird.  

17 Ausschluss der Erstausbildungskosten als Werbungskosten  

Als Erstausbildung gilt jede Ausbildung, die nach dem regulären Schulabschluss angefangen und durch 

eine Abschlussprüfung, welche die Befähigung erteilt in dem angestrebten Beruf zu arbeiten, beendet wird. 

Wenn für die Ausübung eines Berufs nach dem Bachelor- auch noch ein Masterabschluss erforderlich ist, 

wie z. B. beim Beruf des Lehrers, so gilt auch der Master als Teil der Erstausbildung. Zwischen den 

Abschnitten einer mehraktigen Berufsausbildung muss ein enger zeitlicher und sachlicher Zusammenhang 

liegen. Eine Zweitausbildung, deren Kosten unstreitig als Werbungskosten angesetzt werden können, liegt 

eher dann vor, wenn diese neben der eigentlichen Berufstätigkeit ausgeübt wird und hinter dieser 

zurücktritt. 

Der BFH hat am 12.2.2020 entschieden, dass kein Werbungskostenabzug für die entstandenen 

Aufwendungen der Erstausbildung möglich ist. Das gilt allerdings nicht für Erstausbildungen, welche im 

Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfinden, da hier direkte Werbungskosten für steuerpflichtige 

Einnahmen vorliegen. Ein Ansatz kann in anderen Fällen höchstens als Sonderausgabe in Höhe von maximal 

6.000 € erfolgen. 

18 Vorsteuerabzugsberechtigung für Renovierungskosten eines Homeoffice 

Wird eine als Homeoffice genutzte Wohnung im Rahmen einer unternehmerischen Tätigkeit vermietet, 

kann die Umsatzsteuer grundsätzlich als Vorsteuer steuerlich angesetzt werden. Dazu zählen neben 

Aufwendungen für Renovierungsarbeiten an ausschließlich beruflich genutzten Räumen, wie Büro- und 

Besprechungsräume, auch Renovierungskosten an Sanitärräumen. Ausgenommen sind nach Auffassung 

des Bundesfinanzhofs (BFH) in seinem Urteil vom 7.5.2020 jedoch Aufwendungen für ein mit Dusche und 

Badewanne ausgestattetes Badezimmer, da dies dem privaten Bereich zuzuordnen ist.  

Im verhandelten Fall ging es um Kosten, die für die Renovierung einer Einliegerwohnung, welche der 

Vermieter zur Homeoffice Tätigkeit umsatzsteuerpflichtig an seinen Arbeitgeber vermietete, angefallen 

waren. Teil der Renovierungsarbeiten war auch ein Badezimmer mit Dusche und Badewanne. Das Urteil 

des BFH stellt hierfür allerdings die berufliche Nutzung der als Homeoffice vermieteten Räumlichkeiten in 

den Fokus. Während sich bei einer Bürotätigkeit die berufliche Nutzung auch auf einen Sanitärraum 

erstrecken kann, ist dies bei einem mit Dusche und Badewanne ausgestatteten Badezimmer nicht der Fall. 

19 Verkürztes Restschuldbefreiungsverfahren von der Bundesregierung 

beschlossen 

Mit dem am 1.7.2020 von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf sollen die 

Richtlinienvorgaben zur Restschuldbefreiung umgesetzt werden. Nachfolgend die wichtigsten Punkte im 

Überblick: 

• Das Verfahren soll im Regelfall von 6 Jahren auf 3 Jahre verkürzt werden. 

• Die Regelungen gelten nicht nur für unternehmerisch tätige Schuldner, sondern auch für 

Verbraucher. 
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• Die Tilgung der Verbindlichkeiten in einer bestimmten Höhe ist nicht mehr erforderlich. 

• Schuldner müssen jedoch auch weiterhin bestimmten Pflichten und Obliegenheiten nachkommen, 

um eine Restschuldbefreiung erlangen zu können, z. B. einer Erwerbstätigkeit nachgehen oder sich 

um eine solche bemühen. 

• In der sog. Wohlverhaltensphase sollen Verbraucher stärker zur Herausgabe von erlangtem 

Vermögen herangezogen werden. Außerdem wird ein neuer Grund zur Versagung der 

Restschuldbefreiung geschaffen, wenn in der Wohlverhaltensphase unangemessene 

Verbindlichkeiten begründet werden. 

Die Verfahrensverkürzung soll für Verbraucher zunächst bis zum 30.6.2025 befristet werden, um etwaige 

Auswirkungen auf das Antrags-, Zahlungs- und Wirtschaftsverhalten von Verbrauchern beurteilen zu 

können. Die Verkürzung des Verfahrens soll insgesamt nicht dazu führen, dass ein Schuldner im Falle einer 

erneuten Verschuldung auch schneller zu einer zweiten Restschuldbefreiung kommen kann. Daher wird die 

derzeitige zehnjährige Sperrfrist auf elf Jahre erhöht und das Restschuldbefreiungsverfahren in 

Wiederholungsfällen auf fünf Jahre verlängert. 

Die Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens auf drei Jahre soll für alle Insolvenzverfahren gelten, 

die ab dem 1.10.2020 beantragt werden. Damit können auch diejenigen Schuldner bei einem 

wirtschaftlichen Neuanfang unterstützt werden, die durch die Corona-Pandemie in die Insolvenz geraten 

sind. Für Insolvenzverfahren, die ab dem 17.12.2019 beantragt wurden, soll das derzeit sechsjährige 

Verfahren monatsweise verkürzt werden. 

20 Unternehmerisches Risiko entscheidet über freie Mitarbeiter 

Freie Mitarbeiter können als abhängig Beschäftigte gelten, wenn sie kein unternehmerisches Risiko tragen. 

Zu diesem Schluss kamen die Richter des Hessischen Landessozialgerichts (LSG) in einem Urteil vom 

5.3.2020.  

Grundlegend für das Urteil war der Fall einer Physiotherapeutin, die in einer Praxis als freie Mitarbeiterin 

arbeitete. Sie war an keinerlei Praxiskosten beteiligt und erhielt den Großteil ihrer benötigten 

Arbeitsmaterialien über die Praxis. Behandlungen rechnete die Physiotherapeutin über das 

Abrechnungssystem der Praxisinhaberin ab. Diese erhielt 30 % der jeweils generierten Einnahmen.  

Auf Antrag der freien Mitarbeiterin stellte die Deutsche Rentenversicherung (RV) fest, dass es sich bei der 

Beschäftigung um ein abhängiges und somit sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 

handelt. Dagegen wehrte sich die Praxisinhaberin.  

Das LSG entschied zugunsten der RV und begründete dies unter anderem damit, dass die Mitarbeiterin, 

obwohl nicht weisungsgebunden und selbstbestimmt arbeitend, in die Organisation der Praxis 

eingebunden war. Kontakt zu Patienten hatte die Mitarbeiterin ausschließlich durch die Praxis bekommen. 

Behandlungsverträge der Patienten wurden mit der Praxisinhaberin und nicht mit der Mitarbeiterin 

geschlossen. Somit hatte die Mitarbeiterin weder ein eigenes Unternehmerrisiko zu tragen, noch laufende 

Kosten, wie etwa Miete oder Personalkosten. Darüber hinaus war die Frau nicht unternehmerisch auf dem 

Markt tätig. 

21 Verlängerung von Kinderkrankengeld 

Versicherte haben Anspruch auf Krankengeld, wenn es nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, dass sie 

zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege ihres erkrankten und versicherten Kindes der Arbeit 

fernbleiben, eine andere in ihrem Haushalt lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen, betreuen oder 
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pflegen kann und das Kind das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe 

angewiesen ist.  

Anspruch auf Krankengeld besteht in jedem Kalenderjahr für jedes Kind längstens für 10 Arbeitstage, für 

alleinerziehende Versicherte längstens für 20 Arbeitstage. Der Höchstanspruch bei mehreren erkrankten 

Kindern besteht für Versicherte für nicht mehr als 25 Arbeitstage, für alleinerziehende Versicherte für nicht 

mehr als 50 Arbeitstage je Kalenderjahr. 

Aufgrund der Corona-Pandemie hat die Bundesregierung beschlossen, dass das Kinderkrankengeld im Jahr 

2020 für 5 weitere Tage pro Elternteil (bei Alleinerziehenden 10 Tage) gewährt wird. 

Wenn beide Elternteile gesetzlich krankenversichert sind, können sie sich auch gegenseitig den Anspruch 

auf Kinderkrankengeld übertragen und entscheiden, wer von Beiden das kranke Kind betreut. 

Anmerkung: Da der Versicherungsschutz einer privaten Krankenversicherung in der Regel keinen Anspruch 

auf Kinderkrankengeld umfasst, hat ein privatversicherter Elternteil hier keinen Anspruch auf unbezahlte 

Freistellung. 

22 Keine Abweichung von gerichtlich geregeltem Umgang mit Kindern 

wegen der Corona-Pandemie 

Ein familiengerichtlich geregelter Umgang des Kindes mit dem anderen Elternteil darf ohne rechtfertigende 

Änderungsentscheidung des Familiengerichts nicht unter Hinweis auf die Kontaktbeschränkungen wegen 

der Verbreitung des Corona-Virus verweigert werden. Gegen einen Elternteil, der den Umgang gleichwohl 

nicht gewährt, kann ein Ordnungsgeld verhängt werden, entschied das Oberlandesgericht Frankfurt am 

Main mit seinem Beschluss v. 8.7.2020. Der Umgang zwischen dem nicht betreuenden Elternteil und dem 

Kind gehört zum absolut notwendigen Minimum zwischenmenschlicher Kontakte und erfüllt damit einem 

Ausnahmetatbestand. 

 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Eine Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

23 In eigener Sache ... 

… sind wir in Ihrer Sache immer für Sie da. Für Fragen und Ideen und Sonstiges zur Zeit vorsorglich aber 

am besten per Telefon und Email. Falls Sie trotzdem einen Termin benötigen: Bitte wenn möglich alleine 

kommen und Maske mitbringen – Handdesinfektion steht direkt rechts vom Eingang zur Verfügung. Wir 

danken Ihnen für Ihre Mithilfe. 

Viele Grüße von uns allen, Gesundheit - denn wenn wir zusammen halten, geht alles. 

 

 

Christine Hartwig StBin  
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